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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Anbei übersende ich unter Bezugnahme auf den mit Ihrem 
Schreiben vom 28. Januar 1950 übermittelten Beschluß des Deut- 
schen Bundestages vom 27. Januar 1950 — Nrn. 229, 401 der 
Drucksachen — den 

Entwurf eines Bundes- J agdgesetzes 

nebst Begründung mit der Bitte, die Beschlußfassung des Bundes- 
tages herbeizuführen (Anlage 1). 

Federführend ist der Bundesminister für Ernährung, Landwirt- 
schaft und Forsten. 

Der Deutsche Bundesrat hat in seiner 33. Sitzung am 18. August 
1950 gemäß Artikel 76 Absatz 2 des Grundgesetzes beschlossen, 
den Gesetzentwurf mit folgender Begründung abzulehnen: < 

„Der Entwurf geht über die Befugnisse des Bundes zur Rechte 
Setzung gemäß Artikel 75 des Grundgesetzes hinaus. Die Über- 
schreitung dieser Rechtsetzungsbefugnisse wird auch durch 
Artikel 74 Nr. 1 und Nr. 17 nicht gerechtfertigt. ‘‘ 

Der Standpunkt der Bundesregierung zu der Stellungnahme des 
Bundesrates ist in der Anlage 2 dargelegt. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Blücher 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei Gebr, Scheur, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. lians Heger, Andernach, Breite Straße 30, 
und Wiesbaden, Nietzschestraße 1 



Anlage 1 


Entwurf eines 
Bundes-Jagdgesetzes 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen: 

L Abschnitt 
Das Jagdrecht 

S 1 

Inhalt des Jagdrechts 

(1) Das Jagdrecht ist die ausschlicßlidic Befugnis, 
jagdbaren Tieren nachzustcllen, sie zu fangen oder 
zu erlegen und sich anzueignen, 

(2) Das Jagdrecht umfaßt auch die ausschließ- 
liche Befugnis, verendetes Wild, Fallwild und Ab- 
wurfstangen sowie die Eier jagdbaren Federwildes 
sich anzueignen und die Gelege nicht geschützter 
Raubvögel zu zerstören. 

(3) Das Jagdrecht und die Ausübung der Jagd 
unterliegen den Beschränkungen dieses Gesetzes und 
der in seinem Rahmen ergangenen landesrechtlichen 
Vorschriften. 

§ 2 

Jagdbare Tiere 

(1) Jagdbare Tier (Wild) sind; 

1. Haarwild: Wisente; Rot-, Sika-, Dam-, Elch- 
und Rehwild; Gams-, Stein- und Muffelwild, 
Schwarzwild; Hasen, Schneehasen; Biber und 
Murmeltiere; Wildkatzen und Luchse; Füchse; 
Stein- und Baummarder, I4tisse, Nerze, Dachse 
und Fischotter; die Robbenarten. 

2. Federwild: Wildhühncr; Rallen; Kraniche; 
Trappen; Möwen; Schnepfenvögel (einschließ- 
lich Regenpfeifer und Triele); Alken; Flug- 
hühner; Wildtauben; Taucher; Entcnvögel 
(Schwäne, Wildgänse, Wildenten und Säger); 
Kormorane; Sehr eit vögel (Ibisse, Störche und 
Reiher); Tagraubvögel; Eulen, Kolkraben und 
Drosseln. 

(2) Es können weitere Tiere für jagdbar erklärt 
werden. 

(3) Zum Schalenwild gehören: Wisent-, Elch-, 
Rot-, Dam-, Sika-, Stein-, Muffel-, Reh-, Gams- 
und Schwarzwild. 

(4) Zum Hochwild gehören: Schalenwild außer 
Rehwild, von den Wildhühnern das Aucrgeflügcl 
und von den Tagraubvögeln Steinadler und See- 
adler. Alle übrigen Wildarten gehören zum Nieder- 
wild. 
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S 3 


Jagdrecht als Inhalt des Grundeigentums 

(1) Das Jagdrecht steht dem Eigentümer auf 
seinem Grund und Boden zu. Es ist untrennbar mit 
dem Eigentum am Grund und Boden verbunden. 
Als selbständiges dingliches Recht kann es nicht be- 
gründet werden. 

(2) Auf Flächen, an denen kein Eigentum be- 
gründet ist, steht das Jagdrcdit dem Land zu. Das 
Jagdredit auf dem Meeresstrand und in den Küsten- 
gewässern, insbesondere in den Wattengebieten, 
steht dem Bunde zu. 


§ 4 

Waidgerechtigkeit und Hege 
im Rahmen der Landeskultur 

(1) Die Jagd darf nur nach den allgemein an- 
erkannten Grundsätzen deutscher Waidgercchtig- 
kcit ausgeübt werden; hierzu gehört auch eine an- 
gemessene Hege des Wildes. Die Hege darf nur in 
einem Umfange durdigeführt werden, daß durch 
den Wildstand nicht die allgemeine Landeskultur, 
insbesondere die Ertragssteigerung in der Land- 
und Fischerei- sowie in der Forstwirtschaft be- 
einträchtigt wird. 

(2) Es ist verboten, den Wildstand durdi über- 
mäßigen Abschuß zu gefährden oder eine Wildart 
auszurotten. 


II. Abschnitt 

Jagdausübungsredit und Jagdbezirke 
1. Allgemeines 
§ 5 

Jagdbezirke 

(1) Das Jagdrecht darf nur in Jagdbezirken 
(Eigenjagdbezirken und gemeinschaftlichen Jagd- 
bezirken) und auf Flächen, die Eigenjagdbezirken 
oder gemeinschaftlichen Jagdbezirken angegliedert 
sind, ausgeübt werden. Tiergärten fallen nicht 
unter die Vorschriften dieses Gesetzes. 

(2) In einem Eigen jagdbezirk ist jagdausübungs- 
bercchtigt der Eigentümer oder Nutznießer des 
Grund und Bodens, Ist Eigentümer oder Nutz- 
nießer eine Personenmehrheit oder eine juristische 
Person und wird die Jagd weder durch Verpach- 
tung noch durch angestellte Jäger ausgeübt, so ist 
jagdausübungsberechtigt derjenige, der von dem 
Verfügungsberechtigten der zuständigen Behörde be- 
nannt wird. - Die Länder können für den Fall, daß 
eine geeignete Person nicht benannt wird, Vor- 
schriften über die Ausübung und den Schutz der 
Jagd treffen; sie können die Zahl der Personen, die 
in einem Eigenjagdbezirk die Jagd ausüben dürfen, 
beschränken. 
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(3) In gemeinschaftlichen Jagdbezirken steht die 
Ausübung des Jagdrechts der Jagdgenossenschaft zu. 


§ 6 

Bildung der Jagdbezirke 

(1) Um die Gestaltung der Jagdbezirke mit den 
Erfordernissen der Jagdpflege in Einklang zu brin- 
gen, können die Jagdbezirke abgerundet werden. 
Zu diesem Zweck können notfalls einzelne Flächen 
von einem Jagdbezirk abgetrennt oder einem Jagd- 
bezirk angegliedert werden. Dies kann auch im 
Wege des Austausches von Flächen ancinander- 
grenzender Jagdbezirke geschehen. 

(2) Natürliche und künstliche Wasserläufe, Wege, 
Triften und Eisenbahnkörper sowie ähnliche Flächen 
bilden, wenn sie nach Umfang und Gestalt für sich 
allein eine ordnungsmäßige Jagdausübung nicht ge- 
statten, keinen Jagdbezirk für sich, unterbrechen 
nicht den Zusammenhang eines Jagdbezirks und 
stellen auch den Zusammenhang zur Bildung eines 
Jagdbezirks zwischen getrennt liegenden Flächen 
nicht her. 

§ 7 

Befriedete Bezirke, Ruhen der Jagd 

(1) Auf Grundflächen, die zu keinem Jagdbezirk 
gehören, und in befriedeten Bezirken ruht die Jagd. 

(2) Befriedete Bezirke sind: 

1. Gebäude, die zum Aufenthalt von Menschen 
dienen und Baulichkeiten, die mit solchen Ge- 
bäuden räumlich Zusammenhängen, 

2. Flofräume und Flausgärten, die unmittelbar an 
eine Behausung anstoßen und durch irgendeine 
Umfriedung begrenzt oder sonst vollständig ab- 
geschlossen sind, 

3. Friedhöfe. 

(3) öffentliche Anlagen und Grundflächen, die 
durch Einzäunung oder auf andere Weise gegen den 
Zutritt von Menschen abgeschlossen und deren Ein- 
gänge und Einsprünge absperrbar sind, können ganz 
oder teilweise befriedet werden. 

(4) Den Eigentümern oder Nutznießern der 
Grundflächen, auf denen die Jagd ruht (Absatz 1), 
kann eine beschränkte Ausübung der Jagd gestattet 
werden. 

2. Eigen jagdbezirke 

§ 8 

(1) Eigenjagdbezirke sind zusammenhängende 
Grundflächen, auf denen ein und dieselbe Person 
oder Personengemeinschaft Eigentümer oder Nutz- 
nießer ist und die einen land-, forst- oder fischerei- 
wirtschaftlich nutzbaren Raum von mindestens 
fünfundsiebzig Flektar (Mindestgröße) umfassen. 
Die Länder können die Mindestgröße höher fest- 
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setzen. Soweit im Zeitpunkt des Inkrafttretens 
dieses Gesetzes landesreditlich eine Mindestgröße 
von zweiundsiebzig Hektar vorgesehen ist, kann es 
hierbei verbleiben, 

(2) Vollständig cingefriedete Flächen sowie an 
der Landesgrenze liegende Flächen von geringerer 
Größe können allgemein oder unter besonderen Vor- 
aussetzungen zu Eigen] agdbezirken erklärt werden; 
dabei kann bestimmt werden, daß die Jagd in 
diesen Bezirken nur unter Beschränkungen ausgeübt 
werden darf. 

3. Gemeinschaftliche 

Jagdbezirke 

§ 9 

Zusammensetzung 

(1) Alle Grundflächen einer Gemeinde oder ab- 
gesonderten Gemarkung, die nicht zu einem Eigen- 
jagdbezirk gehören, bilden einen gemeinschaftlidien 
Jagdbezirk, wenn sie im Zusammenhang mindestens 
einhundertfünfzig Hektar (Mindestgröße) umfassen. 
Die Länder können die Mindestgröße höher fest- 
setzen oder in bestimmten Bedarfsfällen die Herab- 
setzung auf fünfundsiebzig Hektar zulassen. Über 
die Behandlung von Fischereiflächen können Beson- 
dere Bestimmungen getroffen werden. 

(2) Die Teilung gemeinschaftlicher Jagdbezirke 
in mehrere selbständige Jagdbezirke kann zugelassen 
werden, sofern jeder Teil die in Absatz 1 genannte 
Mindestgröße hat; zusammenhängende Grund- 
flächen versdiiedener Gemeinden, die im übrigen 
den Erfordernissen eines gemeinschaftlichen Jagd- 
bezirks entsprechen, können auf Antrag zu gemein- 
sdiaftlichen Jagdbezirken zusammengelegt werden. 

§ 10 

J agdgenossensdiaf t 

Die Jagdbercchtigten eines gemeinschaftlichen 
Jagdbezirks bilden eine Jagdgenossenschaft. Die 
näheren Bestimmungen treffen die Länder. 

S 11 

Jagdnutzung 

(1) Die Jagdgenossenschaft nutzt die Jagd in der 
Regel durch Verpachtung. Die Verpachtung kann 
auf den Kreis der Jagdgenossen beschränkt werden. 

(2) Der Jagdvorsteher kann die Jagd für Rech- 
nung der Genossenschaft durch angestellte Jäger aus- 
üben lassen. Mit Zustimmung der zuständigen Be- 
hörde kann er die Jagd ruhen lassen. 

(3) Der Ertrag der Jagdnutzung ist, sofern nicht 
eine anderweitige Verwendung für die Zwecke der 
Jagdgenossenschaft vorgesehen wird, an die Jagd- 
genossen nach dem Verhältnis des Flächeninhalts 
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ihrer beteiligten Grundstücke zu verteilen. Grund- 
flächen, auf denen die Jagd nicht ausgeübt werden 
darf, sind von der Beteiligung am Erlös ausge- 
sdilosscn. 

S 12 

Gemeinden 

Sofern die Aufgaben der Jagdgenossenschaft 
durch Landesgesetz der politischen Gemeinde über- 
tragen sind, kann es hierbei verbleiben. § 11 gilt 
entsprechend; an die Stelle der Jagdgenossenschaft 
im Falle des § 11 Absatz 3 Satz 1 tritt die Gesamt- 
heit der Jagdberechtigten. 

IIL Abschnitt 

Beteiligung Dritter an der Ausübung des Jagd- 
rechts 

§ 13 

Jagdpacht 

(1) Die Ausübung des Jagdrechts in seiner Ge- 
samtheit kann an Dritte verpachtet werden. Ein 
Teil des Jagdausübungsrechts kann nicht Gegen- 
stand eines Jagdpachtvertrages sein; jedoch kann 
sich der Verpächter einen Teil der Jagdnutzung, 
der sigh auf bestimmte Wildarten bezieht, Vorbe- 
halten. 

(2) Die Verpachtung eines Teiles eines Jagd- 
bezirkes ist nur zulässig, wenn sowohl der verpach- 
tete wie der verbleibende Teil die Erfordernisse 
eines entsprechenden Jagdbezirks erfüllt. 

(3) Der Jagdpaditvertrag ist schriftlich abzu- 
schließen. Die Pachtzeit muß mindestens sechs Jahre 
betragen und mit dem Jagdjahr (1. April bis 
31, März) zusammenfallen. Die Länder können die 
Pachtdaucr höher festsetzen. Ein laufender Jagd- 
pachtvertrag kann auch auf kürzere Zeit verlängert 
werden. 

(4) Ein Pächter darf nur sein, wer einen Jahres- 
jagdschein besitzt (Jagdpachtfähigkeit). 

§ 14 

Anzeige von Jagdpachtverträgen 

(1) Jagdpachtverträge sind binnen sechs Wochen 
nadi ihrem Abschluß von einem der Vertragsteile 
der zuständigen Behörde anzuzeigen; nidit frist- 
gemäß angezeigte Jagdpachtverträge sind unwirk- 
sam. Satz 1 gilt entsprechend für wesentliche Ände- 
rungen eines Jagdpachtvertrages. Angezeigte Jagd- 
pachtverträge unterliegen nicht den Vorschriften 
über die Preisbildung. 

(2) Eine Vereinbarung, die Anzeige nach Ab- 
satz 1 zu unterlassen, ist unwirksam. 

(3) Jagdpachtverträge, an denen der Bund oder 
ein Land als Vertragstell beteiligt ist, unterliegen 
nidit der Anzeigepflicht. 
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§ 15 


Beanstandung von Jagdpachtverträgen 


(1) Die zuständige Behörde kann binnen sechs 
Wochen nach Eingang der Anzeige den Jagdpacht- 
vertrag oder die Änderung des Vertrages bean- 
standen, wenn die Beachtung der Vorschriften dieses 
Gesetzes und der in seinem Rahmen von den Län- 
dern erlassenen Vorschriften nicht gewährleistet er- 
scheint. 

(2) Mit der Beanstandung hat die zuständige Be- 
hörde die Vertragsteile durch schriftlichen Bescheid 
aufzufordern, den Vertrag bis zu einem bestimmten 
Zeitpunkt, der mindestens sechs Wochen nach Zu- 
stellung des Bescheides liegen soll, aufzuheben oder 
In bestimmter Weise zu ändern. 

(3) Kommen die Vertragsteile der Aufforderung 
nicht fristgemäß nach, so gilt der Vertrag als auf- 
gehoben, sofern nicht einer der Vertragsteile binnen 
der Frist einen Antrag auf Entscheidung des ordent- 
lichen Gerichts über die Aufhebung des Vertrages 
stellt. Das Gericht hebt den Vertrag auf, wenn die 
Voraussetzung des Absatzes 1 vorlicgt, auf Grund 
deren der Vertrag beanstandet worden ist. 


§ 16 

Bestimmungen der Länder 
Nähere Bestimmungen über die Jagdpacht treffen 
die Länder. Sie'^können abweichend von % 14 Ab- 
satz 1 bestimmen, daß Jagdpachtverträge der Ge- 
nehmigung der zuständigen Behörde bedürfen. 


IV. Abschnitt 
Jagdschein 
S 17 

Allgemeines 

(1) Wer die Jagd ausübt, muß einen auf seinen 
Namen lautenden Jagdschein mit sich führen und 
diesen auf Verlangen den Polizeibeamten sowie den 
Jagdschutzberechtigten vorzeigen. Zum Sammeln 
von Möweneiern und Abwurfstangen bedarf es nur 
der schriftlichen Erlaubnis des Jagdausübungsberech- 
tigten. 

(2) Der Jagdschein wird von der für den Wohn- 
sitz des Bewerbers zuständigen Behörde als Jahres- 
jagdschein für ein Jahr (1. April bis 31. März) oder 
als Tages] agdschein für fünf aufeinanderfolgende 
Tage nach einheitlichen, vom Bundesminister für 
Ernährung, Landwirtschaft und Forsten bestimmten 
Mustern erteilt. 

(3) Der Jahres] agdschein gilt im gesamten Bun- 
desgebiet. Der Tagesjagdschein gilt nur in dem 
Land, in dem er ausgestellt ist. 

(4) Die erste Erteilung eines Jagdscheines ist da- 
von abhängig, daß der Bewerber eine Jägerprüfung 
bestanden hat. 
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S 18 

Jugendjagdschein 

(1) Personen, die das sechzehnte Lebensjahr 
vollendet haben, aber noch nidit achtzehn Jahre 
alt sind, darf nur ein Jugendjagdschein erteilt 
werden. 

(2) Der Jugendjagdschein bereditigt nur zur Aus- 
übung der Jagd in Begleitung des Erziehungsberech- 
tigten oder einer von dem Erziehungsberechtigten 
schriftlich beauftragten Aufsichtsperson; er berech- 
tigt nicht zur Teilnahme an Gesellschaftsjagden. 

§ 19 

Versagung des Jagdscheines 

(1) Der Jagdschein muß versagt werden: 

1. Personen, die noch nicht sechzehn Jahre alt sind; 

2. Personen, die entmündigt sind; 

3. Personen, die wegen körperlicher oder geistiger 
Mängel unfähig sind, ein Jagdgewehr sicher zu 
führen; 

4. Personen, deren bisheriges Verhalten besorgen 
läßt, daß sie die Schußwaffe unvorsichtig führen 
oder die öffentliche Sicherheit gefährden; 

5. Personen, denen der Jagdschein entzogen ist, 
während der Dauer der Entziehung (§ 20); 

6. Personen, die zu einer Zuchthausstrafe rechts- 
kräftig verurteilt sind, die unter Polizeiaufsicht 
gestellt oder denen die bürgerlichen Ehrenrechte 
aberkannt worden sind, wenn seit Verbüßung, 
Erlaß oder Verjährung der Strafe oder seit dem 
Zeitpunkte, bis zu dem die Polizeiaufsicht oder 
der Verlust der bürgerlichen Ehrenrechte ge- 
dauert hat, noch nicht zehn Jahre verflossen 
sind; 

7. Personen, die keine ausreichende Jagdhaftpflicht- 
versicherung nachweisen. Die Länder können 
Bestimmungen über Umfang, Beginn, Dauer 
und Deckungssummen der Jagdhaftpflicht Ver- 
sicherung treffen und die Einrichtung einer 
Gemeinschaftsversicherung anordnen. 

(2) Der Jagdschein kann versagt werden: 

1. Personen, die noch nicht achtzehn Jahre alt sind; 

2. Personen, die wegen Verbrechens oder vorsätz- 
lichen Verj^chens wider Leib und Leben, wegen 
Diebstahls, Unterschlagung, Hehlerei oder Be- 
trugs oder wegen Zuwiderhandlung gegen die 
§§ 117 bis 119 oder 292 bis 294 des Strafgesetz- 
buches oder wegen eines mittels Schußwaffe 
fahrlässig begangenen Vergehens wider Leib und 
Leben oder wegen Zuwiderhandlung gegen das 
Waffengesetz zu einer Freiheits- oder Geldstrafe 
rechtskräftig verurteilt worden sind; 

3. Personen, die wegen Fälschung eines Jagd- 
scheines oder einer sonstigen zur Ausübung der 
Jagd erforderlichen Bescheinigung rechtskräftig 
verurteilt sind; 
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4. Personen, die in den letzten fünf Jahren wegen 
Forst- oder Felddiebstahls oder wegen Zuwider- 
handlung gegen § 39 dieses Gesetzes oder gegen 
sonstige jagdpolizeilidie oder zum Sdiutze von 
Tierarten erlassene Vorsdiriften oder wegen 
Tierquälerei rechtskräftig verurteilt worden 
sind; 

5. Personen, die unter vorläufiger Vormundschaft 
stehen; 

6. Personen, die im Inland keinen Wohnsitz haben. 

(3) Die in Absatz 2 Nrn. 2 und 3 genannten 
Versagungsgründe entfallen, wenn fünf Jahre ver- 
'stridien sind, seitdem die Strafe verbüßt, verjährt 
oder erlassen ist. 

(4) Ist gegen eine Person ein Strafverfahren ein- 
geleitet, so kann die Entsdieidung darüber, ob ihr 
ein Jagdschein zu erteilen ist, bis zum Abschluß des 
Strafverfahrens ausgesetzt werden, sofern im Falle 
der Verurteilung der Jagdschein versagt werden 
kann. 


§ 20 

Entziehung des Jagdscheines 

Wenn Tatsachen, welche die Versagung des Jagd- 
scheines begründen, erst nach Erteilung des Jagd- 
scheines eintreten, oder der Behörde, die den Jagd- 
schein erteilt hat, bekanntwerden, so ist die Behörde 
in den Fällen des § 19 Absatz 1 und in den Fällen, 
in denen ein Jugend] agdschein hätte erteilt werden 
müssen (§ 18), verpfliditet, in den Fällen des § 19 
Absatz 2 berechtigt, den Jagdschein für ungültig zu 
erklären und einzuziehen. Ein Anspruch auf Rück- 
erstattung der Jagdscheingebühren besteht nicht. 


V. Abschnitt 

Wildseuchen 

§ 21 

Wildseuchen 

Tritt eine Wildseuche auf, so hat der Jagdaus- 
übungsberechtigte dies unverzüglich der zuständigen 
Behörde anzuzeigen; sie erläßt im Einvernehmen 
mit dem beamteten Tierarzt die zur Bekämpfung 
der Seuche erforderlichen Anweisungen an die Jagd- 
ausübungsberechtigten. 

VI. Abschnitt 
Jagdbeschränkungen 

§ 22 

Sachliche Verbote 

Verboten ist: 

1. mit Schrot oder Posten oder mit gehacktem 
Blei, auch als Fangschuß, auf Schalenwild und 
Robben zu schießen; 
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2. auf Sdialenwild mit Randfeuerpatronen oder 
mit Patronen zu sdiießen, deren Hülsen kürzer 
als vierzig Millimeter sind; 

3. die Lappjagd innerhalb einer Zone von drei- 
hundert Metern von der Bezirksgrenze, die 
Jagd durdi Abklingeln der Felder und die 
Treibjagd bei Mondsdiein auszuüben. Treib- 
jagd im Sinne dieser Vorsdirift ist die Jagd, 
bei der mehr als vier Schützen oder mehr als 
vier Personen teilnehmen, die das Wild auf- 
scheuchen; 

4. Federwild zur Nachtzeit nachzustellen. 

Als Nachtzeit gilt die Zeit von einer Stunde 
nach Sonnenuntergang bis eine Stunde vor 
Sonnenaufgang. Das Verbot erfaßt nicht die 
Jagd auf Enten, Gänse, Schnepfen, Auer- und 
Birkhähne, auch nicht auf Fischreiher und Fisch- 
adler, Möwen und Taucher auf künstlichen 
Fischteichen; 

5. künstliche Lichtquellen beim Fang oder Er- 
legen von Wild aller Art zu verwenden, sowie 
zur Nachtzeit an Leuchttürmen oder Leucht- 
feuern Federwild zu fangen oder totes oder 
krankes Federwild aufzusammeln; 

6. Belohnungen für den Abschuß oder Fang von 
Raubvögeln auszusetzen, zu bezahlen oder zu 
empfangen. Anweisungen der Jagd- oder 
Fischereiberechtigten an ihre Beauftragten wer- 
den hierdurch nicht berührt; 

7. Saufänge, Fang- und Fallgruben ohne Geneh- 
migung der zuständigen Behörde anzulegen 
oder zu betreiben; 

8. Schlingen und Tellereisen jeder Art, in denen 
sich Wifd fangen kann, feilzubieten, zu er- 
werben oder aufzustellen; 

9. Pfahleisen oder Selbstschüsse zu verwenden, 
die auf Pfählen, Bäumen, anderen aufragenden 
Gegenständen oder Bodenerhebungen ange- 
bracht sind. Dies gilt nicht für das Fangen 
auf künstlichen Fischteichen; 

10. Wildenten mit Grundangeln, in Netzen, Reu- 
sen und ähnlichen Einrichtungen zu fangen 
oder Entenkojen ohne Erlaubnis der zustän- 
digen Behörde zu betreiben; 

11. in Notzeiten Schalenwild (ausgenommen 
Schwarzwild) in einem Umkreise von zwei- 
hundert Metern an Fütterungen zu erlegen; 

12. Vogelfanggeräte zu verwenden oder feilzu- 
bieten, das die Vögel weder unversehrt fängt 
noch sofort tötet; 

13. die Jagd von Luftfahrzeugen aus zu betreiben; 

14. die Hetz- und Netzjagd auf Robben auszu- 
üben; 

15. die Hetzjagd auf jagdbare Tiere auszuüben; 
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16. jagdbare Tiere zu vergiften; 

17. die Brakenjagd auf einer Flädie von weniger 
als eintausend Hektar auszuüben; 

18. Möweneier oder Abwurfstangen ohne schrift- 
liche Erlaubnis des Jagdberechtigten zu 
sammeln. 

§ 23 

Örtliche Verbote 

(1) An Orten, an denen die Jagd nach den Um- 
ständen des einzelnen Falles die öffentliche Ruhe,. 
Ordnung oder Sicherheit stören oder das Leben von 
Menschen gefährden würde, darf nicht gejagt 
werden. 

(2) Die Ausübung der Jagd in Naturschutz-, 
Baumschutz- und Wildsdiutzgebieten wird durch 
die Länder geregelt. 

§ 24 

Abschußregelung 

(1) Der Abschuß des Wildes ist so zu regeln, daß 
die berechtigten Ansprüche der Land- und Fischerei- 
sowie der Forstwirtschaft auf Schutz gegen Wild- 
schaden voll gewahrt bleiben. Innerhalb, der hier- 
durch gebotenen Grenzen soll die Abschußregelung 
bewirken, daß ein in seinen einzelnen Stücken ge- 
sunder Wildbestand aller heimischen Wildarten in 
angemessener Zahl erhalten bleibt. 

(2) Der Abschuß von Schalenwild (mit Ausnahme 
von Schwarzwild) sowie von Auer- und Birkwild 
darf nur auf Grund und im Rahmen eines von der 
zuständigen Behörde genehmigten Abschußplanes 
stattfinden. Der Abschußplan ist zahlenmäßig, ge- 
trennt nadi Wildarten und Geschlecht, festzusetzen. 
Der Abschußplan für Schalenwild muß erfüllt wer- 
den. Die Länder können Bestimmungen treffen, 
nach denen die Erfüllung des Abschußplanes inso- 
weit erzwungen werden kann. 

(3) Der Abschuß von Wildarten, deren Bestand 
bedroht ersdieint, kann in bestimmten Bezirken 
dauernd oder zeitweise gänzlich verboten werden. 

(4) Zur Vermeidung von übermäßigen Wild- 
schäden können die Sdionzeiten zeitweise auf- 
gehoben werden; aus dem gleichen Grund kann der 
Abschuß zwangsweise angeordnet werden; in diesem 
Falle ist § 29 Absatz 2 entsprechend anzuwenden. 

(5) Für Jagden, die vom Staat gepaditet sind, 
wird der Abschuß von der zuständigen Landesver- 
waltung im Einvernehmen mit der für die Jagd 
zuständigen Behörde festgesetzt. 

' § 25 

Jagd- und Schonzeiten 

(1) Nach den Grundsätzen waidgerechter Wild- 
hege und unter Berücksichtigung der Erfordernisse 
der Landeskultur bestimmt der Bundesminister für 
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Ernährung, Landwirtschaft und Forsten für die 
jagdbaren Tiere Zeiten, in denen die Jagd auf sie 
ausgeübt werden darf (Jagdzeiten).^ Die Bestim- 
mung ist grundsätzlich so zu treffen, daß den Län- 
dern die Möglichkeit gegeben wird, bei Vorliegen 
Besonderer Verhältnisse die Jagdzeiten zu ver- 
längern oder abzukürzen. Außerhalb der Jagd- 
zeiten sind die jagdbaren Tiere mit der Jagd zu 
verschonen (Schonzeiten). 

(2) Jagdbare Tiere, für die eine Jagdzeit nicht 
festgesetzt ist, sind während des ganzen Jahres mit 
<ler Jagd zu verschonen. 

(3) Aus Gründen der Landeskultur können jagd- 
baren Tieren Schonzeiten gänzlich versagt werden 
(jagdbare Tiere ohne Schonzeit), 

VIL Absdinitt 
Jagdschutz 
§ 26 

Jagdschutzberechtigte 

(1) Der Jagdschutz in einem Jagdbezirk liegt 
neben den zuständigen öffentlichen Stellen auch 
dem Jagdausübungsberechtigten ob, sofern er In- 
haber eines Jagdscheines ist, und den von der 
zuständigen Behörde bestätigten Jagdaufsehern. Die 
Länder können bestimmen, daß hauptberuflich an- 
gestellte Jagdaufseher Berufsjäger oder forstlich aus- 
gebildet sein müssen. 

(2) Die bestätigten Jagdaufseher haben innerhalb 
ihres Dienstbezirks in Angelegenheiten des Jagd- 
schutzes die Rechte und Pflichten der Polizei- 
beamten und sind Hilfsbeamte der Staatsanwalt- 
schaft. 

§ 27 

Inhalt des Jagdschutzes 

Der Jagdschutz umfaßt nach näherer Bestimmung 
durch die Länder den Schutz des Wildes vor Wil- 
derern, Raubwild, Futternot, Wildseuchen und 
Raubzeug, insbesondere vor wildernden Hunden 
und Katzen, sowie die Sorge für die Einhaltung 
der zum Schutze des Wildes und der Jagd er- 
lassenen Vorschriften. 

VIIL Abschnitt 
Wild- und Jagdschaden 
1. Wildschadenverhütung 
§ 28 

Fernhalten des Wildes 

(1) Der Jagdausübungsberechtigte sowie der 
Eigentümer oder Nutzungsberechtigte eines Grund- 
stücks sind berechtigt, zur Verhütung von Wild- 
schäden das Wild von den Grundstücken abzu- 
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halten oder zu versdieudien. Der Jagdausübung^- 
berechtigte darf dabei das Grundstück nicht be- 
schädigen, der Eigentümer oder Nutzungsberechtigte 
darf das Wild weder gefährden noch verletzen. 

(2) Der Eigentümer oder Nutznießer darf das 
Wild nicht verscheuchen, wenn der Jagdausübungs- 
berechtigte zum Abschuß zu Schaden gehenden 
Wildes im Bezirk weilt. 

§ 29 

Verhinderung übermäßigen Wildschadens 

(1) Die zuständige Behörde kann anordnen, daß 
der Jagdausübungsberechtigte unabhängig von den 
Schonzeiten innerhalb einer bestimmten Frist in be- 
stimmtem Umfange den Wildb^stand zu verringern 
hat, wenn dies mit Rücksicht auf das allgemeine 
Wohl, insbesondere auf die Belange der Land- und 
Fischerei- sowie der Forstwirtschaft notwendig ist. 

(2) Kommt der Jagdausübungsberechtigte der 
Anordnung nicht nach, so kann die zuständige Be- 
hörde für dessen Rechnung den Wildbestand ver-^ 
mindern lassen. Das erlegte Wild ist gegen ange- 
messenes Schußgeld dem Jagdausübungsberechtigten 
zu überlassen. 

§ 30 

Sonstige Beschränkungen der Hege 

(1) Schwarzwild darf nur in solchen Einfriedun- 
gen gehegt werden, die ein Ausbrechen des Schwarz- 
wildes verhüten. 

(2) Das Aussetzen von Schwarzwild ist verboten. 

(3) Das Aussetzen fremder Tierarten in der 
freien Wildbahn ist nur mit schriftlicher Genehmi- 
gung der zuständigen Obersten Landesbehörde oder 
der von ihr bestimmten Stelle zulässig. 

(4) Das Hegen oder Aussetzen weiterer Tier- 
arten kann beschränkt oder verboten werden. 

2. Wildschadenersatz 
§ 31 

Schadenersatzpflicht 

(1) Wird ein Grundstück, das zu einem gemein- 
schaftlichen Jagdbezirk gehört oder einem gemein- 
schaftlichen Jagdbezirk angegliedert ist (§ 6 Ab- 
satz 1), durch Schalenwild oder Fasanen beschädigt, 
so hat die Jagdgenossenschaft dem Geschädigten den 
Wildschaden zu ersetzen. Der aus der Genossen- 
schaftskasse geleistete Ersatz ist von den einzelnen 
Jagdgenossen nach dem Verhältnis des Flächen- 
inhalts ihrer beteiligten Grundstücke zu tragen. Hat 
der Jagdpächter den Ersatz des Wildschadens ganz 
oder teilweise übernommen, so trifft die Ersatz- 
pflicht den Jagdpächter. Die Ersatzpflicht der Jagd- 
genossenschaft bleibt bestehen, soweit der Berech- 
tigte Ersatz von dem Pächter nicht erlangen kann. 
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Im Falle cies § 12 tritt an die Stelle der Jagd- 
genossenschaft die politische Gemeinde. 

(2) Wildschaden (Absatz 1) an Grundstudien, die 
einem Eigen] agdbezirk angegliedert sind (§ 6 Ab- 
satz 1), hat der Jagdausübungsberechtigte zu er- 
setzen. Ist Ersatz von dem Jagdausübungsberech- 
tigten nicht zu erlangen, so haftet im Falle der Ver- 
pachtung auch der Eigentümer oder Nutznießer des 
Eigen] agdbezirkes für den Ersatz des Schadens. 

(3) Bei Grundstücken, die zu einem Eigen]agd- 
bezirk gehören, richtet sich, abgesehen von den 
Fällen des Absatzes 2, die Verpflichtung zum Er- 
satz von Wildschaden (Absatz 1) nach dem zwi- 
schen dem Geschädigten und dem Jagdausübungs- 
berechtigten bestehenden Rechtsverhältnis. Sofern 
nicht anderes bestimmt ist, ist der Jagdausübungs- 
berechtigte ersatzpflichtig, wenn er durch unzuläng- 
lichen Abschuß den Schaden verschuldet hat. 

(4) Die Länder können bestimmen, daß der 
Wildschadensbetrag für bestimmte Wildarten durch 
Schaffung eines Wildschadensausgleiches auf eine 
Mehrheit von Beteiligten zu verteilen ist (Wild- 
schadenausgleichskasse). 


§ 32 

Wildschaden durch Wild aus Gehegen 

Wird durch ein aus einem Gehege ausgetretenes 
und dort gehegtes Stück Schalenwild Wildschaden 
angerichtet, so ist ausschließlich der]enige zum Er- 
satz verpflichtet, dem als Jagdausübungsberechtig- 
tem, Eigentümer oder Nutzungsberechtigtem die 
Aufsicht über das Gehege obliegt. 

§ 33 

Umfang der Ersatzpflicht 

(1) Nach §§31 und 32 ist auch der Wildschaden 
zu ersetzen, der an den getrennten, aber noch 
nicht eingeernteten Erzeugnissen eines Grund- 
stückes eintritt. 

(2) Werden Bodenerzeugnisse, deren voller Wert 
sich erst zur Zeit der Ernte bemessen läßt, vor 
diesem Zeitpunkt durch Wild beschädigt, so ist der 
Wildschaden in dem Umfange zu ersetzen, wie er 
sich zur Zeit der Ernte darstellt. Bei der Feststel- 
lung der Schadenshöhe ist ]edoch zu berücksichtigen, 
ob der Schaden nach den Grundsätzen einer ordent- 
lichen Wirtschaft durch Wiederanbau im gleichen 
Wirtschafts]ahr ausgeglichen werden kann. 

§ 34 

Schutzvorrichtungen 

(1) Ein Anspruch auf Ersatz von Wildschaden 
ist nicht gegeben, wenn der Geschädigte die von dem 
Jagdausübungsberechtigten zur Abwehr von Wild- 
schaden getroffenen Maßnahmen unwirksam macht. 
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(2) Der Wildsdiaden, der an Garten, Obstgarten, 
Baumschulen, Alleen, einzelstehenden Bäumen oder 
Freilandpflanzungen von Garten- oder hochwer- 
tigen Handelsgewädisen entsteht, wird nicht ersetzt, 
wenn die Herstellung von üblidien Schutzvorrich- 
tungen unterblieben ist, die unter gewöhnlidien 
Umständen zur Abwendung des Sdiadens aus- 
reichen. Die Länder können bestimmen, welche 
Schutzvorriditungen als üblich anzusehen sind, und 
ob und in welchem Umfang der Jagdausübungs- 
berechtigte sich an den Kosten hierfür zu beteiligen 
hat. 

3. Jagdschaden 
§ 35 

(1) Wer die Jagd ausübt, hat dabei die berech- 
tigten Belange der Grundstückseigentümer oder 
Nutzungsberechtigten zu beachten, insbesondere be- 
säte Felder und nicht abgemähte Wiesen tunlichst 
zu schonen. Die Ausübung der Treibjagd auf Fel- 
dern, die' mit reifender Halm- oder Samenfrucht 
oder mit Tabak bestanden sind, ist verboten; die 
Suchjagd ist nur insoweit zulässig, als sie ohne 
Schaden für die reifenden Früdite durdhgeführt 
werden kann. 

(2) Der Jagdausübungsberechtigte haftet dem 
Grundstückseigentümer oder Nutzungsberechtigten 
für jeden aus mißbräuchlicher Jagdausübung ent- 
stehenden Sdiaden; er haftet auch für den Jagd- 
sdiaden, der durch einen von ihm bestellten Jagd- 
aufseher oder durch einen Jagdgast angerichtet 
wird. 


4. Gemeinsame Vorschriften 
§ 36 

Geltendmadiung des Sdiadens 

Der Ansprudi auf Ersatz von Wild- oder Jagd- 
schaden erlisdit, wenn der Berechtigte seinen An- 
spruch nicht binnen einer allgemein zu bestimmen- 
den Frißt, nachdem er von dem Schaden Kenntnis 
erhalten hat, oder bei Anwendung gehöriger Sorg- 
falt erhalten hätte, bei der für das beschädigte 
Grundstück zuständigen Behörde anmeldet. Die 
Anmeldung soll die als ersatzpflichtig in Anspruch 
genommene Person bezeichnen. 

§ 37 

Verfahren in Wild- und Jagdsdiadensachen 

Die Länder können in Wild- und Jagdschaden- 
sadien das Beschreiten des ordentlidien Rechtsweges 
davon abhängig machen, daß zuvor ein Feststel- 
lungsverfahren vor einer Verwaltungsbehörde (Vor- 
verfahren) stattfindet, in dem über den Anspruch 
eine vollstreckbare Verpflichtungserklärung (Aner- 
kenntnis, Vergleich) aufzunehmen oder eine voll- 
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streckbare Entsdieidung (Vorbescheid) zu erlassen 
ist. Die Länder treffen die näheren ^Stimmungen 
hierüber. ' 


IX. Abschnitt 
Jagd Verwaltung 

§ 38 

Jagd Verwaltung 

Die Verbände der Jäger, die berufsständischen 
Organisationen der Land-, Fischerei- sowie der 
Forstwirtsdiaft und die dem Wild- und Vogelschutz 
dienenden Einrichtungen und Verbände sollen zur 
Unterstützung der zuständigen Behörden heran- 
gezogen werden. 


X. Absdinitt 
Strafvorsdiriften 

§ 39 

Strafbare Handlungen 

(1) Mit Gefängnis oder Geldstrafe oder Haft 
wird bestraft, wer vorsätzlich oder fahrlässig einem 
auf Grund von § 24 Absatz 3 ergangenen Verbot 
oder den auf Grund des § 25 erlassenen Vorschrif- 
ten über die Schonzeit zuwiderhandelt. 

(2) Mit Geldstrafe bis zu einhundertfünfzig 
Deutsche Mark oder mit Haft wird bestraft: 

1. wer auf vollständig eingefriedeten Grund- 
flächen die Jagd entgegen einer nadi § 8 Ab- 
satz 2 vorgeschriebenen Beschränkung ausübt; 

2. wer, ohne einen gültigen Jagdschein mit sich 
zu führen, die Jagd ausübt oder den Jagdschein 
auf Verlangen nicht vorzeigt (§17 Absatz 1); 

3. wer als Inhaber eines Jugendjagdscheines ohne 
Begleitung des Erziehungsberechtigten oder 
einer von diesem beauftragten Person die Jagd 
ausübt (§ 18); 

4. wer als Jagdausübungsbereditigter das Auf- 
treten einer Wildseuche nicht unverzüglich der 
zuständigen Behörde anzeigt oder wer den 
Weisungen der zuständigen Behörde zur Be- 
kämpfung der Wildseuche nicht Folge leistet 
(§ 21 ); 

5. wer die Jagd in verbotener Weise ausübt 

(§ 22 ); _ ^ 

6. wer die Jagd den örtlichen Verboten zuwider 
ausübt (§ 23); 

7. wer vor Genehmigung des Abschußplanes oder 
imter Überschreitung eines Abschußplanes 
Schalenwild oder anderes Wild, das nur im 
Rahmen eines Abschußplanes bejagt werden 
darf, erlegt (§ 24 Absatz 2); 

8. wer zum Verscheuchen des Wildes Mittel an- 
wcndet, durch die Wild verletzt oder getötet 
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wird oder wer vorsätzlich das Wild verscheucht, 
wenn der Jagdausübungsberechtigte zum Ab’ 
schuß zu Schaden gehenden Wildes im Jagd- 
bezirk weilt (§ 28); 

9, wer verbotswidrig Wild aussetzt oder hegt 
(§ 30 Absätze 2 bis 4); 

10. wer den Vorschriften des § 35 Absatz 1 zu- 
widerhandelt und dadurch Jagdschaden an- 
richtet. 


. § 40 

Einziehung 

(1) Im Falle einer Verurteilung auf Grund von 
§ 39 Absatz 1 oder Absatz 2 Nrn. 5 und 7 kann 
neben der Strafe auf Einziehung der gefangenen 
oder erlegten Tiere oder von Teilen dieser Tiere 
erkannt werden. Ist der Zuwiderhandelnde nicht 
der Jagdausübungsbereditigte, so . unterbleibt die 
Einziehung, wenn nicht der Jagdausübungsberech- 
tigte die Zuwiderhandlung kannte oder kennen 
mußte. 

(2) Kann keine bestimmte Person verfolgt oder 
verurteilt werden, so kann auf die Einziehung 
selbständig erkannt werden, wenn im übrigen die 
Voraussetzungen hierfür vorliegen. 

§ 41 

Entziehung des Jagdscheines 

Neben einer Strafe, die auf Grund des § 39 dieses 
Gesetzes oder auf Grund der §§ 117 bis 119, §§ 292 
bis 294, § 366 Nr. 1 sowie § 368 Nr. 10 des Straf- 
gesetzbuches verhängt wird, kann das Gericht die 
Entziehung des Jagdscheines für bestimmte Zeit 
oder dauernd aussprechen. 


XL Abschnitt 

Schluß Vorschriften 
§ 42 

Über leitungs Vorschriften für die Jagd 

Die Länder können Überleitungsvorschriften 
treffen über 

1. Die Anerkennung vor früheren Jagdscheinen 
(§17 Absatz 4), 

2. die vorübergehende Anwendung 

a) von Tellereisen zum Fang von Raub wild 
und Raubzeug, 

b) von Saufängen für Schwarzwild durch 
Nichtjagdausübungsberechtigte, 

c) des Postenschusses auf Schwarzwild-Frisch- 
linge mit Erlaubnis der zuständigen Behörde 
in Fällen besonderen Notstandes. 
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S 43 


Ablauf von Jagdpaditvert ragen 


Jagdpaditverträge, die auf Grund der Verord- 
nung vom 10. Februar 1941 (Reichsgesetzbl. I S. 96) 
bei Inkrafttreten dieses Gesetzes noch laufen oder 
von den Beteiligten als laufend behandelt werden, 
verlieren am 31. März 1951 ihre Gültigkeit. 


§ 44 

Inkrafttreten des Gesetzes 

(1) Dieses Gesetz tritt am 1950 

in Kraft. 

(2) Mit dem gleichen Zeitpunkt treten außer 
Kraft: 

1. in den Ländern Hamburg, Niedersachsen, 
Nordrhein-Westfalen und Schleswig-Holstein 
die Vorschriften des Reichsjagdgesetzes nebst 
den zu seiner Ausführung ergangenen Vor- 
schriften; 

2. in den Ländern Bayern (mit Ausnahme des 
Kreises Lindau), Bremen, Hessen und Württem- 
berg-Baden § 835 des Bürgerlichen Gesetz- 
buches, in § 840 daselbst die Worte, „vorbehalt- 
lich der Vorschrift des § 835 Absatz 3“, Ar- 
tikel 69 des Einführungsgesetzes zum Bürger- 
lichen Gesetzbuch, soweit er die Jagd betrifft, 
und die Artikel 70 bis 72 daselbst sowie § 2 
Absatz 2 des Einführungsgesetzes zum Straf- 
gesetzbuch, soweit er die Jagd betrifft; 

3. in den zu Nr. 2 genannten Ländern sowie in 
Baden, Rheinland-Pfalz, Württemberg-Hohen- 
zollern und dem bayerischen Kreise Lindau alle 
entgegenstehenden jagdrechtlichen und fischerei- 
rechtlichen Vorschriften. 
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Begründung 


I. Allgemeine Begründung. 

Nadi jahrzehntelangen Bemühungen war es in 
Deutschland durch das Reichs] agdgesetz vom 3. Juli 
1934 (Reichsgesetzbl. I S. 549) und seinen Er- 
gänzungen und Durchführungsbestimmungen zu 
einem einheitlichen, in aller Welt als vorbildlidi an- 
erkanntem Jagdredbt gekommen. Diese Einheit des 
Rechtes, die den Wünschen aller mittelbar und un- 
mittelbar an der Jagd Interessierten geredit wurde, 
ist nadi dem Zusammenbruch 1945 zerschlagen wor- 
den. Das Jagdrecht zeigt wiederum das Bild großer 
Uneinheitlichkeit. 

So gelten in der britischen Zone derzeit noch die 
Bestimmungen des Reichs] agdgesetzes und die zu 
seiner Ausführung ergangenen Vorschriften, die 
nach Artikel 125 Nr. 1 GG Bundesrecht geworden 
sind. Beseitigt sind lediglich durch die Kontrollrats- 
gesetzgebung die Bestimmungen über den „Reichs- 
bund deutscher Jägerschaft“ und die „Ehrengerichts- 
barkeit“ sowie die rassischen und politischen Vor- 
behalte. 

In den Ländern der amerikanischen Besatzungs- 
zone Ist das Reichsjagdgesetz einschließlich seiner 
Ergänzungen und Ausführungsbestimmungen durch 
das US-Mil.Reg.Ges. Nr. 13 mit Wirkung vom 
1. Februar 1949 aufgehoben worden. An deren 
Stelle traten die alten Landesjagdgesetze aus der 
Zeut vor dem 31. Januar 1935 wieder in Kraft. Die 
Unzulänglichkeit dieser veralteten Gesetze hat die 
Länder zu neuen Gesetzgebungsmaßnahmen ver- 
anlaßt, so daß die gegenwärtige Rechtslage ist: 

Bayern: Jagdgesetz vom 15. Dezember 1949 
(GVBl. 1950 S. 33), 

Württemberg-Baden: Gesetz Nr. 614 über die 
vorläufige Regelung der Jagd vom 19. Juli 1949 
(RegBl. S. 171), nebst Gesetz Nr. 610 über den 
Ersatz von Schwarzwildschaden usw. vom 
16. Februar 1949 (RegBl. S. 39) und Durch- 
führungsverordnung Nr. 615 vom 12. Mai 1949 
(RegBl. S. 181), 

Bremen: Jagdordnung vom 27. September 1889 
(GesBl. S. 163), mit 11 Änderungen und Er- 
gänzungen von 1909 bis 1939, 

Hessen hat das zur Zeit verworrenste Jagdrecht; 
denn dort gelten im wesentlichen folgende jagd- 
rechtlichen Vorschriften: 

- a) In allen Landesteilen die in § 71 Absatz 2 
Nr. 1 bis 3 RJagdG genannten reichsrecht- 
lichen Vorschriften, und zwar §§ 835 und 840 
BGB in der früheren Fassung, Artikel 69 EG 
zum BGB, soweit er die Jagd betrifft, und 
Artikel 70 und 72 EG rum BGB, ferner % 2 


Absatz 2 EG zum RStGB, soweit er die Jagd 
betrifft, 

b) in den vormals preußischen Gebietsteilen die 
Preußische Jagdordnung vom 15. Juli 1907 
(GS S. 207) mit Nachträgen und Wildschaden- 
sonderregelung für Kurhessen (Ges. vom 
26. Januar 1854 — Kurhess. GS S. 9 — und 
vom 7. September 1865 — Kurhess. GS 
S. 571 -), 

c) in den vormals hessischen Gebietsteilen das Ge- 
setz die Ausübung der Jagd betreffend vom 
28. Juli 1848 (RegBl. S. 209), das Gesetz 
über die Jagdberechtigung vom 2. August 
1858 (RegBl. S. 357), das Jagdstrafgesetz 
vom 19. Juli 1858 in der Fassung vom 
10. Oktober 1871 (RegBl. S. 393), das Gesetz 
über die Bildung von Jagdgenossenschaften 
vom 19. August 1893 (RegBl. S. 128), das 
Gesetz betreffend den Ersatz des Wild- 
schadens vom 28. Juli 1899 (RegBl. S. 405) 
sowie das Jagdpaßgesetz vom 25. März 1929 
(RegBl. S. 46) nebst Ausführungsverordnung 
vom 25. März 1929 (RegBl. S. 48), 

d) in den vormals rheinhess. Gebietsteilen die 
Verordnung vom 21. September 1815 die 
Verwaltung und Ausübung der Jagd be- 
treffend (Amtsbl. der K. K. österr. und 
K. Bayer, gemeinschaftl. Landes-Admini- 
stratlonskommission Nr. 47). 

In den Ländern der französischen Zone ist das 
dort bis 1949 geltende Reichs] agdgesetz durch 
folgende Landesgesetze ersetzt worden, nämlich in 
Baden durch das Landesgesetz vom 22. Juli 1949 
(GVBl. S. 279), 

Rheinland-Pfalz durch das Landesjagdgesetz 
vom 6. August 1949 (GVBl. S. 327), 
Württemberg-Hohenzollern durch das Jagdgesetz 
vom 12. Juli 1949 (RegBl. S. 279). 

Im bayerischen Kreise Lindau gelten die gleichen 
Bestimmungen wie im Lande Württemberg- 
Hohenzollern. 

Diese Rechtsverworrenheit drängt zu einer Ver- 
einheitlichung. Deswegen hat gemäß dem Antrag 
des Ausschusses für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten vom 17. Januar 1950 (Drucksache Nr. 229 
und 401) der Bundestag in der Sitzung vom 
27. Januar 1950 folgenden Beschluß gefaßt: 

„Die Bundesregierung wird ersucht, gemäß 
Artikel 75 Ziffer 3 des Grundgesetzes unter 
Verwertung der mit dem Reichs] agdgesetz 
gesammelten Erfahrungen und unter Berück- 
sichiigung der bcscmder^ bewährten Vor- 
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Schriften aus den Landesgesetzen ein Rahmen- 
gesetz für die Jagd vorzulegen.“ 

Dem will der Entwurf im Rahmen der durch 
das Grundgesetz gegebenen Möglichkeiten nach- 
kommen. Durch das vor geschlagene Gesetz er- 
wachsen weder dem Bund noch den Ländern und 
Gemeinden zusätzliche finanzielle Belastungen. 

11. Begründung im einzelnen 

Der 1. Abschnitt (§§ 1 bis 4) enthält die Grund- 
begriffe über Jagdrecht, jagdbare Tiere, Jagdrecht 
des Grundeigentümers sowie waidgerechte Jagd- 
ausübung. Das Jagdrecht ist ein untrennbarer Be- 
standteil des Grundeigentums. Das Recht zur Jagd- 
ausübung schließt zugleich die Pflicht zur Wildhege 
in sich. Hierbei ist in § 4 besonders herausgestellt, 
daß die Hege keinen der allgemeinen Landeskultur 
abträglichen Umfang annehmen und insbesondere 
die Ertragssteigerung in der Land- und Fischerei- 
sowie in der Forstwirtschaft nicht beeinträchtigen 
darf. 

Die notwendige Herbeiführung einer Einheitlich- 
keit darüber, welche Tiere jagdbar sind, hat die 
Katalogisierung in § 2 zur Folge. 

Der II. Abschnitt (§§ 5 bis 12) behandelt den 
Grundsatz, daß die Jagdausübung nur in Jagd- 
bezirken von bestimmter Mindestgröße zulässig ist 
(Reviersystem). In befriedeten Bezirken ruht die 
Jagd (§ 7); eine beschränkte Jagdausübung durch die 
Eigentümer befriedeter Bezirke ist vorgesehen. Die 
Jagdbezirke sollen nach Umfang und Gestalt jagd- 
wirtschaftlichen Gesichtspunkten Rechnung tragen. 
Eigenjagdbezirke müssen mindestens 75 ha und 
Gemeinschaftsjagdbezirke mindestens 150 ha groß 
sein. Bei Vorliegen besonderer Voraussetzungen 
können die Länder die Mindestgröße von Eigen- 
jagdbezirken auf 72 ha und von gemeinschaftlichen 
Jagdbezirken auf 75 ha festsetzen. Wegen ihrer 
Bewährung ist die Einrichtung der Jagdgenossen- 
schaft beibehalten, ihre Regelung im einzelnen der 
Landesgesetzgebung überlassen. 

Der III. Abschnitt (§§ 13 bis 16) behandelt die 
Jagdpacht in ihren Grundzügen. Die Wirksamkeit 
der Jagdpachtverträge ist an eine Anzeige an die 
nach Landesrecht zuständige Behörde gebunden. 
Diese hat die Befugnis zu Beanstandungen (Auf- 
forderung zur Aufhebung oder zur Abänderung in 
bestimmter Weise). Die weitere Regelung liegt bei 
den Ländern; sie können den Jagdpachtvertrag auch 
genehmigungspflichtig machen. 

Der IV. Abschnitt (§§ 17 bis 20) befaßt sich mit 
dem Jagdschein und den Voraussetzungen für seine 
Erteilung, Versagung oder Entziehung. Hierüber 
mußten im Bundesjagdgesetz auch Einzelregelungen, 


insbesondere der Katalog des '§ 19 auf genommen 
werden, weil der Jahres jagdsdiein im gesamten 
Bundesgebiet gelten muß. 

Der V. Abschnitt (§ 21) enthält die Rahmen- 
bestimmungen für die Wildseuchenbekämpfung. 

Der VI. Abschnitt (§§ 22 bis 25) bringt die Jagd- 
beschränkungen, wie sie der allgemeinen Auf- 
fassung über waidgerechte Jagdausübung und den 
Erfordernissen des Tierschutzes entsprechen. § 24 
behandelt die Abschußregelung, § 25 die Jagd- und 
Schonzeiten; die berechtigten Ansprüche der Land-, 
Fischerei- und Forstwirtschaft auf Schutz gegen 
Wildschaden und die Erfordernisse der Landes- 
kultur finden dabei ihre volle Berücksichtigung. Die 
Jagd- und Schonzeiten müssen grundsätzlidi im 
Interesse des Wildes und der Jäger einheitlich für 
das gesamte Bundesgebiet, also durch den Bundes- 
minister, festgesetzt werden; dabei ist aber, um den 
naturgegebenen regionalen Verschiedenheiten Rech- 
nung zu tragen, den Ländern die Möglichkeit zu 
ihrer Verlängerung oder Abkürzung gegeben. 

Der VII. Abschnitt (§§ 26 und 27) ordnet den 
Jagdschutz in objektiver und subjektiver Hinsicht. 
Insbesondere gibt er den bestätigten Jagdaufsehern 
die Rechte und Pflichten von Polizeibeamten und 
macht sie zu Hilfsbeamten der Staatsanwaltschaft. 
Die Einzelheiten regeln die Länder. 

Der VIII. Abschnitt (§§ 28 bis 37) enthält die 
materiellen und formellen Vorschriften über den 
Wild- und Jagdschaden. Der § 29 gibt den Jagd- 
behörden die Befugnis, zum Zwecke der Abminde- 
rung des Wildschadens im Interesse der Landes- 
kultur erhöhten Abschuß auch innerhalb der Schon- 
zeiten anzuordnen und durchzuführen. Für die 
Geltendmachung des Wild- und Jagdschadens steht 
in jedem Falle der ordentliche Rechtsweg offen. 
Die Länder können jedoch ein Vorverfahren (Fest- 
stellungsverfahren) vor einer Verwaltungsbehörde 
einschalten. 

Der IX. Abschnitt (§ 38) empfiehlt die Ein- 
schaltung von Verbänden, Organisationen und Ein- 
richtungen in die Jagdverwaltung. 

Der X. Abschnitt (§§ 39 bis 41) enthält die Straf- 
vorschriften. 

Die Schluß vor Schriften des XL Abschnittes (§§ 42 
bis 44) regeln die Überleitung, den Ablauf der bis- 
herigen Jagdpachtverträge und das Außerkraft- 
setzen entgegenstehender Bundes- und Landes- 
bestimmungen. Die Festlegung eines Ablauftermines 
für Jagdpadit vertrage soll den durch die VO vom 
10. Februar 1941 (Reichsgesetzbl. I S. 96) und 
durdi die alliierten Bestimmungen über das Kriegs- 
ende entstandenen unübersichtlichen Verhältnissen 
ein Ende bereiten und wird klare Verhältnisse auf 
dem Gebiet der Jagdpacht schaffen. 
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Anlage 2 


Stellungnahme 

der Bundesregierung ^ur Ablehnung des Entwurfs eines Bundes- 
jagdgesetzes durch den Bundesrat am 18. August 1950. 


Zu dem Regierungsentwurf des Bundesjagd- 
gesetzes schlug der Agrarausschuß des Bundesrates 
nach der anliegenden BR.-Druchsache Nr. 661 eine 
Anzahl Änderungen vor. Gegen diese Änderun- 
gen bestehen seitens der Bundesregierung bis auf 
die Streichung der Sätze 2 und 3 in 5 5 Absatz 2 
keine Bedenken. Der Agrarausschuß des Bundes- 
rates beschloß in der Sitzung vom 18. August 1950 
mit den Stimmen der Länder Berlin, Hamburg, 
Niedersachsen, Nordrhein-Westfalen und Rhein- 
land-Pfalz gegen die von Bayern,' Hessen und 
Württemberg-Baden bei Stimmenthaltung von 
Baden und Schleswig-Holstein dem Bundesrat zu 
empfehlen, gemäß Artikel 76 Absatz 2 BGG die 
obigen Änderungen der Bundesregierung vorzu- 
schlagen, im übrigen aber Einwendungen nicht zu 
erheben. Entgegen dieser Empfehlung hat der 
Bundesrat am gleichen Tage mit den süddeutschen 
gegen die norddeutschen Stimmen den Entwurf 
mit der Begründung abgelehnt, 

1. er gehe über die Befugnisse des Bundes zur 
Reditsetzung nach Artikel 75 BGG hinaus, 

2. diese Überschreitung werde auch nicht durch 
Artikel 74 Nr. 1 und Nr. 17 gerechtfertigt. 

Dieser Auffassung kann sich die Bundesregie- 
rung nicht anschließen, da der Bundesrat die 
Rechtsnatur der Bestimmungen des Jagdgesetzes 
wie auch des Begriffes „Jagdwesen" in Artikel 75 
Ziffer 3 BGG verkennt. Es ist anerkannten Rechts, 
daß die Bestimmungen von Jagdgesetzen die An- 
eignung des Wildes als herrenlose Sache (§§ 960, 
958 BGB) regeln, wegen der Eigentümlichkeit des 
Rechtsgebietes aber auch gleichzeitig Bestimmun- 
gen über die Förderung der forstwirtschaftlichen 
Erzeugung (Hege), über hoheitliche Tätigkeiten 
und Strafbestimmungen umfassen. Die Bestim- 
mungen über Aneignung, Förderung forstwirt- 
schaftlicher Erzeugung und Strafbestimmungen 
gehören zu den Gebieten des Artikels 74 Ziffer 1 
und 17 BGG, unterliegen also der konkurrieren- 
den Gesetzgebung. Demgegenüber vertritt der 
Bundesrat offenbar die Ansicht, daß der Begriff 
„Jagdwesen" in Artikel 75 Absatz 3 BGG auch 
diese bürgerlich und strafrechtlich sowie förde- 


rungsmäßige Regelungen umfaßt, d. h. also das 
gesamte jagdliche Rechtsgebiet aus dem Artikel 74 
BGG ausklammere. Dem kann nicht beigetreten 
werden; denn sowohl die Ziffer 3 des Artikels 75 
BGG wie auch dessen sonstige Bestimmungen be- 
treffen nur Gebiete öffentlich-rechtlichen Charak- 
ters. Es ist aber nicht anzunehmen, daß der Ver- 
fassungsgesetzgeber, wenn er in einem Artikel nur 
öffentlich-rechtliche Gebiete aufführt, bezüglich 
eines einzigen Gebietes auch dessen bürgerlich- 
und strafrechtliche Seite mitergreifen will. Damit 
steht fest, daß der Rahmengesetzgebung des Ar- 
tikels 75 nur die Regelungen öffentlich-rechtlicher 
Natur unterliegen, während die übrigen Regelun- 
gen des Jagdgesetzes zu den Gebieten des Ar- 
tikels 74 BGG gehören. Ein Gesetz kann aber 
m. E. sowohl der konkurrierenden wie auch der 
Rahmengesetzgebung angehören. Es kann dies so- 
gar in einzelnen Paragraphen der Fall sein. Für 
die Verfassungsmäßigkeit ist nur Voraussetzung, 
daß; 

a) die Voraussetzung des Artikels 72 Absatz 2 
BGG (Bedürfnis einer bundesgesetzlichen Re- 
gelung) gegeben ist, 

b) soweit es sich um rahmengesetzliche Vorschrif- 
ten handelt, dieser Rahmen nicht überschrit- 
ten ist, vielmehr den Ländern genügend Spiel- 
raum für eigene Bestimmungen gelassen wird. 

Die Voraussetzungen zu a sind erfüllt; denn 
dieses Bedürfnis liegt einmal schon in der Natur 
des Gesetzesgegenstandes selbst. Es können nicht in 
jedem Lande andere Wildarten als jagdbar erklärt 
oder verschiedene Schonzeiten festgesetzt oder 
konträre Strafbestimmungen getroffen werden. 
An den Ländergrenzen würden dann die eigen- 
tümlichsten Zustände eintreten. Zudem berühren 
sich z. Z. die Interessen der deutschen Jägerei stark 
mit denen der Besatzungsmächte. Erstere lassen 
sich gegenüber letzteren besser vertreten, wenn 
dahinter ein einheitliches deutsches Jagdgesetz 
steht. 

Die Belange zu b sind ebenfalls in weitestem 
Maße gewahrt. So werden weite Gebiete den Län- 
dern ausdrücklich zur Regelung Vorbehalten (vgl. 
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§§ 1 Absatz 3, 5 Absatz 2 Satz 2, 8 Absatz 1 
Satz 2 und Absatz 2, 9 Absatz 1 Satz 2 und 3 so- 
wie Absatz 2, 10, 11 Absatz 1 Satz 2 und Ab- 
satz 3, 12, 13 Absatz 3 Satz 2, 15 Absatz 1, 16, 
19 Absatz 1 Ziffer 7 Satz 2, 23 Absatz 2, 24, 
25 Absatz 1 Satz 2, 26 Absatz 1 Satz 2, 27, 29, 
30 Absatz 3 und 4, 31 Absatz 4, 34 Absatz 2 
Satz 2, 37, 38, 42 des Regierungsentwurfs und 
Ziffer 1 (§ 1 Absatz 5), 4, 8, 11, 12, 21, 27, 30, 
34, 37, 39, 41 Buchstabe f, 46 der Anlage (Ab- 


änderungsvorschläge). Außerdem zeigt ‘ein Ver- 
gleich mit dem Reichsjagdgesetz und seinen Aus- 
und Durchführungsbestimmungen, daß viele Ge- 
biete im Gesetz überhaupt nicht geregelt, also den 
Ländern zur Gesetzgebung aus eigener Befugnis 
kraft Artikel 72 Absatz 1 überlassen worden sind. 
Danach sind die verfassungsmäßigen Grenzen für 
die Bundesgesetzgebung in jeder Beziehung ein- 
gehalten. 


Deutscher Bundesrat 


Anlage zu Anlage 2 


Abschrift 


BR.-Drucksache Nr. 661/50 
Bonn, den 18. August 1950 


Betr.: Entwurf eines Bundes-Jagdgesetzes (BR.- Drucks. Nr. 623/50). 


Der Agrar-Ausschuß empfiehlt dem Deutschen 
Bundesrat, nachstehende Änderung vorzuschla- 
gen, im übrigen keine Einwendungen gegen den 
Entwurf zu erheben. 

1. § 1 erhält folgende Fassung: 

4 1 

Inhalt des Jagdrechts 

(1) Das Jagdrecht ist die ausschließliche Be- 
fugnis, auf einem bestimmten Gebiet wild 
lebende, jagdbare Tiere zu hegen, auf sie 
die Jagd auszuüben und sie sidi als Jagd- 
beute anzueignen. 

(2) Die Hege umfaßt das Recht und die 
Pflicht, einen artenreichen und gesunden 
Wildstand zu erhalten. Sie darf nur in 
einem solchen Umfange durchgeführt wer- 
den, daß durch den Wildstand cjie allge- 
meine Landeskultur, insbesondere die Er- 
tragssteigerung in Land-, Forst- und 
Fisdhereiwirtsdiaft nicht beeinträchtigt 
wird. 

(3) Die Jagdausübung erstreckt sich auf das 
Aufsuchen, Nachstellen, Erlegen und Fan- 
gen jagdbarer Tiere. 

(4) Das Recht zur Aneignung der Jagd- 
beute umfaßt auch die Befugnis, verendetes 
Wild, Fallwild und Abwurfstangen sowie 
die Eier jagdbaren Federwildes sich anzu- 
eignen und die Gelege nicht geschützter 
Raubvögel zu zerstören. 


(5) Das Jagdrecht unterliegt den Beschrän- 
kungen dieses Gesetzes und der in seinem 
Rahmen ergangenen landes rechtlichen Vor- 
schriften.“ 

Begründung: 

Die vorgeschlagene neue Fassung gibt 
eine erschöpfende Erklärung der Be- 
griffe: 

a) Ausschließlichkeit der Aneigungs- 
befugnis, 

b) Recht und Pflicht zur Wildhege, 

c) Jagdausübung, 

d) Umfang der Jagdbeute, 

e) Beschränkungen dieser Rechte und Be- 
fugnisse. 

Die bisherige Fassung der Regierungs- 
vorlage bringt dies nur unvollkommen 
zum Ausdruck. 

2. In § 2 Absatz 1 Nr. 1 wird eingefügt hinter 
dem Wort: 

„. . . Schneehasen ..." 
das Wort: 

„. . . Wildkaninchen . . 
und hinter dem Wort: 

„. . . Iltisse . . 
die Worte: 

„. . . Hermelin, Mauswiesel, Zwerg- 
wiesel . * 
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Begründung: 

Die Aufnahme des Wildkanin, Hermelin, 
Mauswiesel, Zwergwiesel in die Zahl der 
jagdbaren Tiere ist deswegen notwendig, 
weil diese sonst dem freien Tierfang 
unterlägen, und weil die Ausübung die- 
ses freien Tierfangs erfahrungsgemäß 
sehr oft zur Verübung von Jagdvergehen 
führt. Die Aufnahme des Wildkanin in 
die' Liste der jagdbaren Tiere ist für die 
Landwirtschaft auch Insofern von Vorteil, 
als sich damit auch die Pflicht des Jagd- 
ausübungsberechtigten zum Wildscha- 
densersatz (§ 31) ergibt. Das Überhand- 
nehmen des Wildkanin in einigen Gebie- 
ten des Bundesgebietes wird nach der 
Wiederbewaffnung der deutschen Jäger 
alsbald beseitigt werden. 

3. In 5 2 Absatz 1 Nr. 2 werden die Worte an- 
gefügt; 

. mit Ausnahme der Schwarzdrosseln.“ 
Begründung; 

Die Schwarzdrossel oder Schwarzamsel 
soll nicht zu den jagdbaren Tieren zählen, 
weil dieses Tier sich vornehmlich in 
Haus- ünd Obstgärten aufhält und dort 
viel Schaden verursacht. 

4. § 2 Absatz 2 erhält folgenden Wortlaut: 

„(2) Die Länder können weitere Tiere für 
jagdbar erklären.“ 

Begründung: 

Die Erweiterung der Liste der jagdbaren 
Tiere soll den Ländern überlassen blei- 
ben. 

5. § 3 Absatz 2 erhält folgenden Wortlaut; 

„(2) Auf Flächen, an denen kein Eigentum 
begründet ist, steht das - Jagdrecht dem 
Lande zu, ebenso auf dem Meeresstrand, 
in den Küstengewässern und in den Wat- 
tengebieten.“ 

Begründung: 

Das Jagdrecht auf dem Meeresstrand, den 
Küstengewässern und den Wattengebie- 
ten soll nicht dem Bund, sondern dem 
Land zustehen, weil dadurch eine Ver- 
einfachung der Verwaltung ermöglicht 
wird. 

6. § 4 wird an dieser Stelle gestrichen; sein In- 
halt wird in einem späteren Abschnitt über- 
nommen (§ 21a). 

Begründung: 

Der Inhalt dieser Vorschrift soll aus 
systematischen Gründen in den Anfang 


des VI. Abschnittes gestellt werden. Ab- 
satz 1 Satz 1 Halbsatz 2 und Satz 2 dieser 
Bestimmung sind bereits in der Neufas- 
sung des § 1 enthalten. 

7. In § 5 Absatz 1 Satz 2 sind hinter dem 
Wort; 

. . . Tiergärten . . 
die Worte einzufügen; 

, und Wildparks . . .“. 
Begründung: 

Es erscheint zweckmäßig, außer Tier- 
gärten auch größere Wildparks (d. h. 
geschlossene Wildbahnein — Gatterreviere 
— ) einer Sonderregelung unterwerfen zu 
können. 

8. In § 5 Absatz 2 werden die Sätze 2 und 3 
gestrichen. 

Begründung: 

Der Inhalt des Absatzes 2 Sätze 2 und 3 
soll landesrechtlicher Regelung Vorbehal- 
ten bleiben. 

9. § 6 erhält neue Überschrift und folgenden 
neuen Absatz 1 Satz 1; 

Gestaltung der Jagdbezirke 
(1) Jagdbezirke können durch Abtren- 
nung, Angliederung oder Austausch von 
Grundflächen abgerundet werden, wenn 
dies aus Erfordernissen der Jagdpflege not- 
wendig ist.“ 

Begründung: 

Überschrift und Absatz 1 Satz 1 haben 
eine bessere Fassung erhalten. An der 
Bedeutung der Vorschrift ist nichts ge- 
ändert worden. 

10. Im- § 7 Absatz 4 wird das Wort: 

„. . . Nutznießern . . .“ 
in: 

„. . .Nutzungsberechtigten . . .“ 
geändert. 

Begründung: 

Durch diese Änderung soll die Vorschrift 
sich auch auf obligatorische Nutzungs- 
berechtigte erstrecken. 

11. In § 8 Absatz 1 erhält Satz 3 folgende Fas- 
sung; 

„Soweit im Zeitpunkt des Inkrafttretens 
dieses Gesetzes landesrechtlich eine Min- 
destgröße unter 75 ha vorgesehen Ist, kann 
cs hierbei verbleiben.“ 

Begründung: 

Die neue Fassung ändert nur die Worte 
„von 72 ha“ In clie Worte „unter 75 ha“. 
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12. § 9 Absatz 1 Satz 2 und 3 erhalten folgen- 
den Wortlaut: 

„Die Länder können die Mindestgröße 
höher festsetzen. Soweit im Zeitpunkt des 
Inkrafttretens dieses Gesetzes landesrecht- 
lich eine Mindestgröße unter 150 ha vor- 
gesehen ist, kann es hierbei verbleiben." 
Begründung: 

Die neue Fassung will der Ländergesetz- 
gebung hinsichtlich der Bestimmung der 
Mindestgröße der Jagdbezirke freie Hand 
lassen, jedoch eine geringere Mindest- 
größe als 150 ha nur dann anerkennen, 
wenn sie im Zeitpunkt des Inkrafttre- 
tens dieses Gesetzes bereits landesrechtlich 
festgesetzt ist. 

13. In § 9 Absatz 2 wird hinter: 

«... Absatz 1 . . ." 
eingefügt: 

. . Satz 1 und 2 . . 

Begründung: 

Die vorgeschlagene Einfügung soll eine 
übertriebene und damit schädliche Tei- 
lung der Jagdbezirke in sog. Zwergjagd- 
bezirke ausschließen. 

14. In § 11 Absatz 2 erhält der Satz 1 folgende 
Fassung: 

„(2) Die Jagfdgenossenschaft kann die Jagd 
für eigene Rechnung durch angestellte 
Jäger ausüben lassen.“ 

Im Satz 2 ist das Wort „er" durch „sie“ zu 
ersetzen. 

Begründung: 

Diese Fassungsänderuiig soll zum Aus- 
druck bringen, daß ein Beschluß der 
Jagdgenossenschaft notwendig ist. 

15. In § 11 Absatz 3 Satz 1 wird das Wort: 

«... die . . .“ vor; „Zwecke“ 
gestrichen. 

Begründung: 

Die Streichung ist eine sprachliche Ver- 
besserung. 

16. § 12 wird gestrichen. 

Begründung: 

Die Übertragung der Aufgaben der 
Jagdgenossenschaft auf die politische Ge- 
meinde erscheint verfassungswidrig, well 
damit eine entschädigungslose Enteig- 
nung verbunden ist. In diesem Sinne hat 
sich auch der Verfassungsgerichtshof des 
Landes Rheinland-Pfalz im Urteil VGH 
24/49 vom 19. Mai 1950 ausgesprochen. 


17. In § 13 Absatz 3 wird hinter Satz 1 ein- 
gefügt; 

„Er bedarf der Genehmigung der zustän- 
digen Behörde.“ 

Begründung: 

Aus praktischen Erwägungen soll an der 
Genehmigungspflicht der J agdpachtver- 
träge festgehalten werden. 

18. § 14 wird gestrichen. 

Begründung: 

Mit Rücksicht auf die in § 13 Absatz 3 
eingefügte Genehmigungspflicht der 
Jagdpaditverträge ist das In § 14 vor- 
gesehene Verfahren überflüssig. 

19. § 15 wird gestrichen. 

Begründung: 

Hier gilt das gleiche wie zu § 14. 

20. Es wird ein neuer § 14a eingefügt mit fol- 
gender Fassung: 

„§ 14a 

Wechsel des Grundeigentümers 

(1) Wird ein Eigenjagdbezirk ganz oder 
teilweise veräußert, so finden die Vor- 
schriften der §§ 571 bis 579 des BGB ent- 
sprechende Anwendung. Das gleiche gilt im 
Falle der Zwangsversteigerung von der 
Vorschrift des § 57 des Zwangsversteige- 
rungsgesetzes; das Kündigungsrecht des Er- 
stehers ist jedoch ausgeschlossen, wenn nur 
ein Teil eines Jagdbezirks versteigert Ist 
und dieser Teil nicht allein schon die Er- 
fordernisse eines Eigenjagdbezirks erfüllt. 

(2) Wird ein zu einem gemeinschaftlichen 
Jagdbezirk gehöriges Grundstück ver- 
äußert, so hat dies auf den Pachtvertrag 
keinen Einfluß; der Erwerber wird vom 
Zeitpunkt des Erwerbes an auch dann für 
die Dauer des Pachtvertrages Mitglied der 
Jagdgenossenschaft, wenn das veräußerte 
Grundstück an sich mit anderen Grund- 
stücken des Erwerbers zusammen einen 
Eigenjagdbezirk bilden könnte. Das gleiche 
gilt für den Fall der Zwangsversteigerung 
eines Grundstücks.“ 

Begründung: 

Die Einfügung dieser Vorschrift Ist des- 
wegen erforderlich, weil die genannten 
Vorschriften des BGB und des Zwangs- 
versteigerungsgesetzes nur den Schutz 
der Sach-Pacht, nicht aber den Schutz 
der Rechtspacht betreffen; und weil eine 
bundeseinheitliche Regelung dieses 
Grundsatzes notwendig erscheint. 
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21. § 16 Satz 2 erhält folgende Fassung t 

„Sie können abweichend von § 13 Absatz 3 
Satz 2 bestimmen, daß Jagdpachtverträge 
der Genehmigung der zuständigen Behörde 
nicht bedürfen.“ 

Begründung: 

Die Einfügung dieser Ausnahmemöglich- 
keit ist erforderlich, um den Ländern 
abweichende Regelungen zu ermög- 
lichen. 

22. In § 18 Absatz 2 tritt an die Stelle des letz- 
ten Halbsatzes hinter dem Wort: 

„. . . Aufsichtsperson . . 
der Satz: 

„Die Begleitperson muß jagdlich erfahren 
sein.“ 

Begründung: 

Durch diese Fassung soll klargestellt 
werden, daß die Begleitperson zwar jagd- 
lich erfahren, nicht aber Inhaber eines 
Jagdscheines sein muß. 

23. In § 18 wird ein neuer Absatz 3 eingefügt: 

„(3) Der Jugendjagdschein berechtigt 
nicht zur Teilnahme an Gesellschafts- 
jagden.“ 

Begründung: 

Der letzte Satzteil des Absatzes 2 ist zur 
besseren Übersicht als neuer Absatz ab- 
getrennt worden. 

24. In § 19 Absatz 2 wird hinter Nr. 4 eine 
neue Nr. 4a mit folgendem Wortlaut ein- 

„(4a) Personen, die gegen die Grundsätze 
des § 21a erheblich verstoßen haben;“. 
Begründung: 

Diese Einfügung ist notwendig, weil 
sonst der Inhalt des § 21 a eine lex im- 
perfecta sein würde. 

25. In § 20 wird folgender letzter Satz ein- 
gefügt: 

„Die Behörde kann eine Sperrfrist für die 
Wiedererteilung des Jagdscheines fest- 
setzen.“ 

Begründung: 

Im Satz 1 ist ein Schreibfehler berichtigt 
worden. Der Satzteil lautet richtig: . 

in denen nur ein Jugend-Jagdschein 
hätte erteilt werden dürfen (§ 18) . . .“. 
Die Einfügung eines neuen Schlußsatzes 
beruht auf der Erwägung, daß die zu- 
ständige Behörde ähnlich wie in § 4 Ab- 
satz 1 Kraftfahrzeugverkehrsgesetz vom 


3. Mai 1909 ermächtigt werden soll, eine 
Sperrfrist festzusetzen. Dadurch soll zu- 
gleich auch eine Verwaltungsverein- 
fachung insofern erreicht werden, als 
etwaige Antragswiederholungen wäh- 
rend der Sperrfrist formell abgewiesen 
werden können. 

26. Nach § 21 wird im Abschnitt VI ein neuer 
§ 21 a eingefügt mit folgendem Wortlaut: 

4 21 a 

W aidgerechtigkeit 

Bei der Ausübung der Jagd sind die allge- 
mein anerkannten Grundsätze deutscher 
Waidgerechtigkeit zu beachten.“ 

Begründung: 

Der Inhalt des § 4 Absatz 1 Halbsatz 1 
Ist aus systematischen Gründen nach 
hierher umgestellt worden; vgl. auch 
oben Nr. 6. 

27. § 22 erhält folgenden neuen Absatz 2: 

„(2) Die Länder können die Vorschriften 
des Absatzes 1 erweitern oder aus beson- 
deren Gründen zeitweise einschränken.“ 

Begründung: 

Die Hinzufügung dieser Vorschrift ist 
erforderlich, um dem Landesrecht mög- 
lichst weiten Spielraum zu lassen, 

28. In § 23 Absatz 2 wird hinter dem Wort: 

„. . . Wildschutzgebieten . . .“ 
eingefügt: 

. . und Wildparks . . 

Begründung: 

Die Einfügung betrifft Gatterreviere, In 
denen der Jagdbetrieb unter Umständen 
nach besonderen Regeln geordnet werden 
muß; vgl. auch oben Nr. 7. 

29. In § 24 Absatz 2 Satz 1 und 2 tritt an die 
Stelle des Wortes: 

„. . . . darf . . bzw. „. . . Ist . . 
das Wort: 

„. . . soll . . .“ 
und an die Stelle des Wortes: 

„. . . festzusetzen . . .“ 
die Worte: 

„. . . festgesetzt werden . . 
Begründung: 

Es erscheint zweckmäßig, diese zwingende 
Vorschrift in eine Soll- Vorschrift abzu- 
mildcrn. Die Sätze 2 und 3 des Ab- 
satzes 2 sind gestrichen worden, um die 
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näheren Anordnungen, welche sich zur 
Durchführung des Satzes 1 ergeben, den 
Ländern zu überlassen. 

30. In § 25 Absatz 1 Satz 1 wird hinter dem 
Wort: 

„. . . Forsten . . 
eingefügt: 

„. . . durch Rechtsverordnung mit Zu- 
stimmung des Bundesrates . . 

Begründung: 

Die Einschaltung soll die Zustimmung 
des Bundesrates sicherstellen. 

31. In § 26 Absatz 2 wird am Schluß angefügt: 

„. . . sofern sie Berufsjäger oder forstlich 
ausgebildet sind.“ 

Begründung: 

Dieser Zusatz soll verhindern, daß fach- 
lich nicht vorgebildete Personen mit 
polizeilichen Funktionen betraut werden. 

32. § 27 wird vor den § 26 gestellt. 

Begründung: 

Die Vorausstellung dieser Vorschrift vor 
den § 26 erscheint aus systematischen 
Gründen geboten. 

33. In § 28 Absatz 2 tritt an Stelle des Wortes: 

„. . . Nutznießer ..." 

• das Wort: 

. Nutzungsberechtigter . . .“. 
Begründung: 
vgl. oben zu Nr. 10. 

34. § 30 Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Das Aussetzen von Schwarzwild und 
Wildkaninchen ist verboten.“, 
ferner werden im Absatz 4 hinter dem Wort: 

. . kann . . 
die Worte: 

„. . . durch die Länder“ 
eingefügt. 

Begründung: 

Die Erweiterung des Aussetzungsver- 
botes auf Wildkaninchen ist zur Wild- 
schadensverhütung notwendig. 

35. In § 31 Absatz 1 Satz 1 wird hinter dem 
Wort: 

„. . . Schalenwild . . .“ 
eingefügt: 

„. . . Wildkaninchen . . .“. 
Begründung: 

Die Erklärung des Wildkanin zum 
„Schadwild“ ist notwendig, weil das 


Wildkanin oben In § 2 Absatz 1 Nr. 1 
in der Liste der jagdbaren Tiere auf- 
genommen werden soll. 

36. In § 31 Absatz 1 wird der letzte Satz ge- 
strichen. 

Begründung: 

Der Schlußsatz ist wegen Fortfalls von 
§ 12 hier zu streichen. 

37. § 31 Absatz 4 erhält folgende Fassung: 

„(4) Die Länder können bestimmen, daß 
die Wildschadensersatzpflicht auch auf an- 
dere Wildarten ausgedehnt wird und daß 
der Wildschadensbetrag . . (weiter wie 
bisher). 

Begründung: 

Durch die Ergänzung soll den Ländern 
eine weitere Bestimmung von Schadwild- 
Arten ermöglicht werden. 

38. § 31 Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Wildschaden an Grundstücken, die 
einem Eigenjagdbezirk angegliedert sind 
(§ 6 Abs. 1) hat der Eigentümer oder der 
Nutznießer des Eigenjagdbezirks zu er- 
setzen. Im Falle der Verpachtung haftet der 
Jagdpächter, wenn er sich im Pachtvertrag 
zum Ersatz des Wildschadens verpflichtet 
hat. In diesem Falle haftet der Eigentümer 
oder der Nutznießer nur, soweit der Ge- 
schädigte vom Pächter Ersatz nicht erlangen 
kann.“ 

Begründung: 

Die Neufassung beruht auf der Erwä- 
gung, daß die Wildschadenshaftung keine 
kumulative, sondern eine subsidiäre sein 
soll, weil dies sich im bisherigen Recht 
praktisch bewährt hat. 

39. In § 34 Absatz 2 Zeile 3 werden hinter dein 
Wort: 

„. . . wird . . 
die Worte: 

, soweit die Länder nichts anderes be- 
stimmen . . .“ 

eingefügt, ferner wird im Satz 2 der letzte 
Halbsatz gestrichen. 

Begründung: 

Die Einschaltung soll eine abweichende 
landesrechtliche Regelung ermöglichen. 
Die Streichung in Satz 2 am Ende will 
den Ländern die erforderlichen Anord- 
nungen überlassen. 

40. § 35 erhält die Überschrift: 

„Schadensersatzpflicht“. 
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Begründungt 

Diese Ergänzung ist notwendig, weil alle 
übrigen Vorschriften eine Überschrift 
tragen. 

41. Vor Absdinitt IX wird ein neuer Absdinitt 
Villa „Überwachung des Verkehrs mit Wild“ 
eingefügt mit folgendem Inhalt: 

„S 37 a 

Veräußerung und Versand von Wild, 
Wildhandel 

(1) Der Verkauf, Tausch und Versand von 
Wild und Wildpret sowie der Handel mit 
Wild und Wildpret können Beschränkun- 
gen und der Verpflichtung zur Anbringung 
von Ursprungszeichen und zur Führung 
von besonderen Handelsbüchern unter- 
worfen werden. 

(2) Für den Handel mit lebendem Wild 
können besondere Vorschriften erlassen 
werden. 

(3) Die gemäß Absatz 1 und 2 zu erlassen- 
den Vorschriften trifft die Bundesregierung 
durch Rechtsverordnung mit Zustimmung 
des Bundesrates. Sie kann diese Befugnis 
auf die Landesregierung übertragen.“ 

Begründung: 

Die Einführung von Wildhandelsvor- 
schriften ist notwendig, um eine polizei- 
liche Bekämpfung des Wildererunwesens 
wirksam zu gestalten. 

42. Die Worte „IX. Abschnitt Jagdverwaltung“ 
werden gestrichen. 

Der § 38 erhält folgenden Wortlaut und soll 
unter die Schlußvorschriften aufgenommen 
werden: 


38 

Anhörung der beteiligten Verbände 

Die berufständischen Organisationen der 
Land-, Fischerei- sowie der Forstwirtschaft, 
die Verbände der Jäger und die dem Na- 
turschutz dienenden Einrichtungen und 
Verbände sollen zur Unterrichtung und 
Beratung der zuständigen Behörden her- 
angezogen werden.“ 

Begründung: 

Die Unterteilung in Abschnitt IX ist 
überflüssig. Der Inhalt des § 38 soll 
unter die Schlußvorschriften eingereiht 
werden. Die Neufassung des § 38 beruht 
auf der Überlegung, daß es den Ländern 


überlassen bleiben muß, ob und in wel- 
chem Umfange sie sich bei der Jagdver- 
waltung der genannten beteiligten Ver- 
bände oder Einrichtungen bedienen 
wollen. 

43. Der § 39 erhält folgende Änderungen: 

a) Im Absatz 1 werden die Worte: 

„. . . oder in Haft . . 

und 

. . oder fahrlässig . . .“ 

gestrichen. 

b) Folgender neuer Absatz 2 wird eingefügt: 

„(2) Mit Geldstrafe bis zu einhundert- 
fünfzig Deutsche Mark oder mit Haft 
wird bestraft, wer fahrlässig einem auf 
Grund von § 24 Absatz 3 ergangenen 
Verbot oder den auf Grund des § 25 
erlassenen Vorschriften über die Schonzeit 
zuwiderhandelt.“ 

c) Der bisherige Absatz 2 wird Absatz 3. 

d) Im Absatz 3 werden die Nummern 5 
und 6 in eine Vorschrift zusammengezo- 
gen und erhalten folgende Fassung: 

„5. wer den Verboten des § 22 oder § 23 
zuwiderhandelt; “ . 

e) Die bisherigen Nummer 7 bis 10 erhalten 
die Ziffern 6 bis 9. 

f) Folgender neuer Absatz 4 wird hinzu- 
gefügt: 

„(4) Die Länder können für Zuwider- 
handlungen gegen von ihnen erlassene 
Vorschriften Strafbestimmungen treffen, 
soweit solche nicht schon in den Absätzen 
1 bis 3 enthalten sind.“ 

Begründung: 

Die vorgeschlagenen Änderungen beruhen 
einerseits auf den praktischen Erfahrun- 
gen der Vergangenheit und sollen an- 
dererseits für die Landesrechte neue 
Straftatbestände ermöglichen. 

44. Der § 40 Absatz 1 Satz 1 erhält folgende 

Fassung: 


„S 40 
Einziehung 

(1) Im Falle einer Verurteilung auf 
Grund von § 39 Absatz 1 und 2 oder Ab- 
satz 3 Nr. 5 oder 6 können neben der 
Strafe die gefangenen oder erlegten Tiere 
oder Teile dieser Tiere, die Belohnung 
{% 22 Nr. 6) oder Schlingen und Teller- 
eisen (§ 22 Nr. 8) eingezogen werden.“ 
Ferner wird im Absatz 1 der Satz 2 gestrichen. 
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Begründung! 

Die Neufassung dieser Vorschrift soll die 
Gegenstände der Einziehung und die 
Voraussetzungen für die Anordnung der 
Einziehung deutlicher machen. 

45. Der § 41 wird gestrichen. 

Begründung: 

Diese Vorschrift wird für entbehrlich er- 
achtet, zumal sie nur ^eine Sicherungs- 
maßnahme enthält, welche bereits durch 
die §§ 19 und 20 ausreichend gewährt 
wird. 

46. Der § 42 wird gestrichen. 

Begründung: 

Der Erlaß der Übergangsvorschriften soll 
den Eändern überlassen bleiben. An die 
Stelle des § 42 soll der Inhalt des geän- 
derten § 38 treten; vgl. oben Nr. 42. 

47. Der § 44 erhält folgende Fassung: 

4 44 

Inkrafttreten des Gesetzes 

(1) Dieses Gesetz tritt am 31. März 1951 
in Kraft. 

(2) Mit dem in Absatz 1 aufgeführten 
Zeitpunkt treten alle diesem Gesetz ent- 
gegenstehenden jagdrechtlichen und fische- 
reirechtlichen Vorschriften außer Kraft, 
insbesondere: 

1. in den Ländern Bayern, Bremen, Hes- 
sen und Würtemberg-Baden § 835 des 
BGB, in § 840 des BGB die Worte 
„vorbehaltlich der Vorschrift des § 835 
Abs. 3“, Artikel 69 des Einführungs- 
gesetzes zum BGB, soweit er die Jagd 
betrifft, die Artikel 70 bis 72 des Ein- 
führungsgesetzes zum BGB und § 2 
Absatz 2 des Einführungsgesetzes zum 
Strafgesetzbuch, soweit er die Jagd 
betrifft; 


■ 2. in den Ländern Hamburg,, Nieder- 
sachsen, Nordrhein- WestHlen und 
Schleswig-Holstein das Reichsjagdgesetz 
vom 3. Juli 1934 (Reichsgesetzbl. I 
S. 549) in der Fassung des Gesetzes vom 
23. April 1938 (Reichsgesetzbl. I S. 410) 
und der Verordnung vom 30. März 
1940 (Reichsgesetzbl. I S. 566) nebst den 
zu seiner Ausführung ergangenen Vor- 
schriften. 

(3) Verweisungen auf Vorschriften, die 
nach Absatz 2 außer Kraft getreten sind, 
gelten als Verweisungen auf die entspre- 
chenden Bestimmungen dieses Gesetzes oder 
landesrechtlicher Vorschriften. 

Begründung: 

Die Änderung des § 44 beruht auf der 
Erwägung, daß den Ländern zur Schaf- 
fung entsprechender Landesjagdgesetze 
ein ausreichender Zeitraum gegeben wer- 
den soll, soweit noch keine neuen Landes- 
jagdgesetze bestehen oder diese dem 
künftigen Bundesrecht angepaßt werden 
müssen. Durch den Absatz 3 soll die An- 
wendung des Bundesrechtes in den Fäl- 
len sichergestellt werden, in denen in an- 
deren Gesetzen oder Verordnungen auf 
solche Bestimmungen verwiesen wird, 
welche gemäß Absatz 2 außer Kraft 
treten. 

Nachtrag zu Nr. 43.: 

Zwischen 43 c und 43 d ist als Vorschlag 
noch einzufügen: Im § 39 Absatz 3 erhält die 
Nr. 3 folgende Fassung: 

„3. Wer als Inhaber eines Jugendjagd- 
scheines ohne Begleitperson im Sinne des 
§ 18 die Jagd ausübt;“ 

Begründung: 

Die Neufassung dieser Vorschrift ergibt 
sich aus dem Änderungsvorschlag zu § 18 
Absatz 2; vgl. oben unter Nr. 22. 
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